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GG Art. 14 D; BGB § 839 Cb

a) Bas einer bundesrechtlichen Regelung der Wohnraum­
bewirtschaftung widerstreitende Untatigbleiben des 
Landesgesetzgebers stellt zumindest dann, wenn die 
aufrechterhalten gebliebene gesetzliche Regelung 
ihrerseits nicht einen Verstoß gegen die grundge­
setzliche Eigentumsgarantie bedeutet, keinen "Ein­
griff” in das Eigentum der von dieser Regelung be­
troffenen Bürger dar.

b) Die für die Gesetzgebung verantwortlichen Amts­
träger haben in der Regel Amtspflichten lediglich 
gegenüber der Allgemeinheit, aber nicht gegenüber 
bestimmten Einzelpersonen oder Personengruppen zu 
erfüllen.

BGH, Urt. v. 29. März 1971 - III ZR 110/68 - OLG Düsseldorf
LG Düsseldorf
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 29. Marz 1971 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Hubert Meyer sowie 
der Bundesrichter Br. Kreft, Br. Arndt, Keßler und 
Br. Krohn

für Hecht erkannt:

Bie Revision der Kläger gegen das Urteil 
des 18. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Büsseldorf vom 25. April 1968 wird zurück­
gewiesen.

Bie Kläger haben die Kosten des Revisions­
recht szuges zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Bie Kläger sind Eigentümer eines Mietwohnhauses 
in BüflBHHP, das als Altbau im Jahre 1966 der Wohn­
raumbewirtschaftung und der Mietpreisbindung unter­
lag. In BüflIHBB betrug der Wohnungsfehlbestand am 
31. Bezember 1965» wie er gemäß § 3 dd Abs. 2 und 3 
des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes idP des Gesetzes 
vom 29* Juli 1963 (BGBl I 524) - WBewG - zu ermitteln 
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Die Kläger haben dazu vorgetragen: Weil der Woh­
nungsfehlbestand in D ü ^ H B P  am 31* Dezember 1963 
weniger als 3 % betragen habe, hätte das beklagte Land 
die Wohnraumbewirtschaftung auch für D ü f f B H V  zum 
1. Juli 1966 aufheben müssen. Wäre das geschehen, dann 
hätten sie, die Kläger, die Mieten für die 14 von ih­
nen vermieteten Wohnungen im Wege der Änderungskündi­
gung oder durch freie Vereinbarung zum 1. Juli 1966 
angemessen um 25 erhöhen können. Für den Mietaus­
fall, der ihnen infolge der unterbliebenen Freigabe 
der Wohnungen aus der Mietpreisbindung entstanden sei, 
habe das Land aus dem Gesichtspunkt der Amtspflicht­
verletzung der Landesregierung und des enteignungs­
gleichen Eingriffs einzustehen.

Die Kläger haben ihren Mietausfall für die Mona­
te Juli und August 1966 auf 1.182,60 DM errechnet und 
beantragt, das beklagte Land zur Zahlung dieses Be­
trages mit Zinsen zu verurteilen.

Das beklagte Land hat um Abweisung der Klage 
gebeten und geltend gemacht: Die Aufhebung der Wohn­
raumbewirtschaftung für DiiflBIHB sei aufgeschoben 
worden, weil sich herausgestellt habe, daß der nach 
den Vorschriften des Wohnraumbewirtschaftungsgeset­
zes ermittelte Wohnraumfehlbestand nicht mit dem 
tatsächlichen Fehlbestand übereingestimmt habe.

Land- und Oberlandesgericht haben die Klage ab­
gewiesen.
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Mit ihrer vom Berufungsgericht zugelassenen Revi­
sion verfolgen die Kläger ihren Klageantrag weiter, 
während das beklagte Land um Zurückweisung des Rechts­
mittels bittet.

Entscheidungsgründe^

Die Revision ist unbegründet.

1. (enteignungsglei-

Das Berufungsgericht hat einen Entschädigungs­
anspruch aus enteignungs rechtlichen Ge sichtspunkten ver­
neint mit der Begründung, die Regierung des beklag­
ten Landes habe den Klägern dadurch, daß sie den Er­
laß einer die Wohnraumbewirtschaftung aufhebenden 
Rechtsverordnung unterlassen habe, nichts genommen, 
sondern habe ihnen lediglich die Verfügungsfreiheit 
über ihr Eigentum an dem Miethaus, die ihnen oder 
ihren Rechtsvorgängern durch den Reichs- und Bundes­
gesetzgeber genommen gewesen sei, nicht zurückgege­
ben. Eine Enteignung (enteignungsgleicher Eingriff) 
setze aber eine positive Handlung voraus, durch die 
den Betroffenen etwas genommen werde.

Demgegenüber vertritt die Revision die Auffas­
sung: Da die Voraussetzungen für die Aufhebung der
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Wohnungszwangswirtschaft gegeben gewesen seien, stel­
le sich die vom beklagten Land gebilligte Weitergel­
tung der Wohnungszwangswirtschaft als Auferlegung ei­
nes besonderen Opfers und als Eingriff in das Eigen­
tum der Kläger dar. Durch seine Weigerung, die Wohn­
raumbewirtschaftung aufzuheben,habe das beklagte Land 
Inhalt und Schranken des Eigentums der Kläger in ei­
ner Weise bestimmt, die sachwidrig sei und in die In­
teressen der Beteiligten ohne gesetzliche Grundlage 
eingreife.

Hiermit kann die Revision im Ergebnis jedoch 
nichts gewinnen:

Selbst wenn man davon ausgeht,daß die Regierung 
des beklagten Landes nach Maßgabe der einschlägigen 
Bestimmungen des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes ge­
halten gewesen wäre, die Wohnungszwangswirtschaft in 
D ü f l H H B I  zum 1. Juli 1966 durch Rechts Verordnung 
aufzuheben, so ist doch dem Berufungsgericht dahin 
beizupflichten, daß in dem Nichterlaß einer entspre­
chenden Verordnung ein unter enteignungsrechtlichen 
Gesichtspunkten einen Entschädigungsanspruch auslö­
sendes Verhalten nicht gefunden werden kann. Von ei­
nem enteignenden oder enteignungsgleichen Eingriff 
kann nur dort gesprochen werden, wo durch eine kon­
krete hoheitliche Maßnahme - Gesetz, Verwaltungsakt 
oder sonstiges Verwaltungshandeln - unmittelbar in 
eine fremde, den Eigentumsschütz genießende Rechts­
position eingegriffen wird, wo mithin die hoheitli­
che Maßnahme unmittelbar eine Beeinträchtigung des
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Eigentums des Betroffenen bewirkt (vgl. S. 5/6 des 
zur Aufnahme in die Entscheidungssammlung bestimmten 
Urteils des Senats vom 25. Januar 1971 - III ZR 208/ 
68). Danach kann in einem bloßen Unterlassen ein Ent­
eignungstatbestand nicht gefunden werden, es sei denn, 
das Unterlassen ließe sich ausnahmsweise als in den 
Rechtskreis des Betroffenen eingreifendes Handeln qua­
lifizieren (vgl. BGHZ 32, 208, 211; LM GG Art. 14 
Nr. 46; Urteil vom 6. Juni 1968 - III ZR 32/68 = DVB1 
1969, 209 = WM 1968, 1132/3). Das trifft hier nicht 
zu.

Die im Rahmen der Wohnraumbewirtschaftung und 
Mietpreisbindung getroffenen gesetzlichen Regelun­
gen, die die Eigentümer von Wohnraum in ihren Ver­
fügungsbefugnissen einschränken, stellen eine Inhalts­
und Schrankenbestimmung im Sinne des Art. 14 Abs. 1 
Satz 2 GG dar. Begründete Bedenken in der Richtung, 
daß diese Bestimmungen das Eigentum in seinem Wesens­
gehalt (Art. 19 Abs. 2 GG) antasteten, zu sonstigen 
Verfassungsnormen in Widerspruch ständen oder daß sie 
über die Reichweite des SchutzZweckes, dem sie die­
nen, hinausgingen und daß insoweit der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit nicht gewahrt sei, sind nicht zu 
erheben (vgl. für das Wohnungsgesetz bereits BGHZ 6, 
270, 289). Wenn sich auch in der Nachkriegszeit,ins­
besondere infolge der nach der Währungsumstellung 
allmählich beginnenden regen Bautätigkeit, die Ver­
hältnisse auf dem Wohnungsmarkt immer mehr gebessert 
haben, so läßt sich nach der Auffassung des Senates 
doch nicht sagen, daß die die Eigentümerbefugnisse
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beschränkenden gesetzlichen Regelungen auf dem Ge­
biet der Wohnraumbewirtschaftung und der Mietpreisbin­
dung, wie sie zu der hier interessierenden Zeit noch 
bestanden, nach Art und Ausmaß im Lichte der verfas­
sungsrechtlichen Eigentumsgarantie nicht mehr zu recht- 
fertigen gewesen wären. Vielmehr war die Aufrechter­
haltung der damals noch bestehenden Schutzregelungen 
zugunsten der Wohnungssuchenden und Mieter auch ange­
sichts der gewandelten Verhältnisse auf dem Wohnungs­
markt noch durchaus gerechtfertigt,wenn nicht gerade­
zu geboten. Deshalb würden nach der Auffassung des Se­
nates selbst dann, wenn der Gesetzgeber - dem im Rah­
men der ihm verfassungsrechtlich gemäß Art. 14 Abs. 1 
Satz 2 GG eingeräumten Regelungsbefugnis ein verhält­
nismäßig weiter Gestaltungsspielraum zur Verfügung 
steht (vgl.u.a. BVerfGE 21, 73, 83) - in dem Änderungs­
gesetz vom 29* Juli 1963 die Aufhebung der Wohnraum­
bewirtschaftung nicht bereits bei einem Wohnungsfehl­
bestand von 3 # vorgesehen hätte, verfassungsrechtli­
che Bedenken dagegen nicht begründet sein. Von welchem 
Wohnungsfehlbestand ab die Aufrechterhaltung der Wohn­
raumbewirtschaftung verfassungsrechtlich nicht mehr zu 
rechtfertigen wäre oder gewesen wäre, kaum dahinstehen. 
Jedenfalls würde, was in dem vorliegenden Fall allein 
interessiert, die Aufrechterhaltung der Wohnraumbewirt­
schaftung bis zu einem Absinken des Fehlbestandes auf 
2,7 % nach der Auffassung des Senats verfassungsrecht­
lich unbedenklich gewesen sein. Zumindest bei dieser 
Sach- und Rechtslage kann allein darin, daß der Landes- 
gesetzgeber (Verordnungsgeber) es unterlassen hat,der 
vom Bundesgesetzgeber im Rahmen des ihm eingeräumten
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Gestaltungsbereichs getroffenen Regelung nachzukommen 
und die Wohnraumbewirtschaftung nach Absinken des 
WohnraumfehlbeStandes auf 2,7 % für die Stadt LüfllB- 

aufzuheben, ein als "Eingriff" in das verfas­
sungsrechtlich geschützte Eigentum der betroffenen 
Wohnungseigentümer zu qualifizierendes Unterlassen 
nicht gefunden werden. Es braucht deshalb auch der 
Präge nicht weiter nachgegangen zu werden, ob es an­
gesichts dessen, daß die Aufrechterhaltung der Wohn­
raumbewirtschaftung auch bei einem Wohnungsfehlbe­
stand von nur 2,7 % als verfassungsrechtlich unbe­
denklich erscheinen müßte, an einem rechtswidrigen 
Verhalten des Landesgesetzgebers im Verhältnis zu 
den betroffenen Wohnungseigentümern nicht überhaupt 
fehlen würde. Ebenso kann dahinstehen, wie die Rechts 
läge zu beurteilen wäre, wenn die Aufrechterhaltung 
der Wohnraumbewirtschaftung über den 1. Juli 1966 hin 
aus bei einem Wohnungsfehlbestand von lediglich 2,7 # 
verfassungsrechtlich nicht mehr zu rechtfertigen ge­
wesen sein würde.

2• Ansprüche_aus_Amtspflichtverletzung:

Es braucht hier der Präge nicht nachgegangen zu 
werden, ob und unter welchen Voraussetzungen über­
haupt die an der Gesetzgebung beteiligten Organe des 
Staates oder sonstiger öffentlich-rechtlicher Kör­
perschaften für ein Pehlverhalten im Rahmen ihrer 
Gesetzgebungsaufgabe unter dem Gesichtspunkt der Amts 
Pflichtverletzung zur Verantwortung gezogen werden
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und dementsprechend gemäß § 839 BGB iVm Art. 34 GG 
Schadensersatzansprüche wegen sogenannten legislati­
ven Unrechts begründet sein können (vgl. dazu u.a. 
Dagtoglou "Ersatzpflicht des Staates bei legislativem 
Unrecht?", Recht und Staat Heft 265/66; Schack, MDR 
1953, 514 und 1968, 186; Urteil des Senats vom 18.Ju­
ni 1970 - III ZR 13/67 = VersR 1970, 1007, 1010). 
Selbst wenn man davon ausgehen würde, daß die an der 
Gesetzgebung Beteiligten und für die ordnungsgemäße 
Wahrnehmung der Gesetzgebungsaufgaben Verantwortli­
chen - hier die Mitglieder der Regierung des beklag­
ten Landes im ersten Halbjahr 1966 - dabei "in Aus­
übung eines öffentlichen Amtes" im Sinne des Art.34 GG 
und damit auch als "Beamte" im Sinne des § 839 BGB 
handelten, würde ein Schadensersatzanspruch für die 
Kläger nicht begründet sein. Dies selbst dann nicht, 
wenn man ferner zunächst unterstellen würde, daß ge­
gen die Regierung des beklagten Landes der Vorwurf 
einer schuldhaften Säumnis deswegen gerechtfertigt 
sei, weil sie eine die Wohnungszwangswirtschaft für 
Düsseldorf zum 1. Juli 1966 aufhebende Rechtsverord­
nung nicht erlassen habe.

Soweit "unerlaubte Handlungen", zu denen nach 
der Systematik unserer Rechtsordnung auch die Amts­
pflichtverletzungen im Sinne des § 839 BGB zählen, 
eine Anspruchsgrundlage bilden, wird das heutige 
Schadensersatzrecht von dem Grundsatz beherrscht, 
daß nicht jeder schadensersatzberechtigt ist,der ir­
gendwie, sei es auch nur mittelbar durch eine derar­
tige unerlaubte Handlung Nachteile erlitten hat. So
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ist aus einer unerlaubten Handlung im Sinne des § 823 
Abs. 1 BGB ausschließlich der unmittelbar Verletzte 
(d.h. der Träger der in der genannten Vorschrift auf- 
gezählten Lebens- und Rechtsgüter), bei § 823 Abs.
2 BGB allein derjenige schadensersatzberechtigt, des­
sen Schutz das verletzte Gesetz dient. In den Fällen 
der §§ 824 - 826 BGB sind im Gesetz als Ersatzberech­
tigte ebenfalls ausschließlich diejenigen genannt,ge­
gen die sich die unerlaubte Handlung unmittelbar rich­
tet. Dieser Beschränkung des Kreises der Ersatzberech­
tigten auf die unmittelbar Verletzten entspricht die 
Regelung des § 839 BGB, wonach dem unmittelbar Verletz 
ten der "Dritte” entspricht, demgegenüber die - ver­
letzte - Amtspflicht bestand (vgl. RGZ 78, 241, 247 
und 126, 253, 254/5). Ob im Einzelfall der Geschädig­
te zu dem Kreis der "Dritten" in diesem Sinne gehört, 
muß entscheidend danach beantwortet werden, ob die 
Amtspflicht - wenn auch nicht notwendig allein, so 
doch auch - den Zweck hat, das Interesse gerade die­
ses Geschädigten wahrzunehmen. Nur wenn sich aus den 
die Amtspflicht begründenden und sie umreißenden Be­
stimmungen sowie aus der besonderen Natur des Amtsge­
schäftes ergibt, daß der Geschädigte zu dem Personen­
kreis zählt, dessen Belange nach dem Zweck und der 
rechtlichen Bestimmung des Amtsgeschäftes geschützt 
oder gefördert werden sollen, besteht ihm gegenüber 
eine Schadensersatzpflicht. Hingegen ist anderen Per­
sonen gegenüber, selbst wenn die Amtspflichtverlet­
zung sich für sie mehr oder weniger nachteilig ausge­
wirkt hat, eine Ersatzpflicht nicht begründet (vgl. 
die Nachweise in BGB RGRK 11. Aufl., Anm. 40 zu § 839;
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BGHZ 39, 358, 362/3; BGH LM § 839 (Cb) BGB Nr.3 u.a.m.). 
Es muß mithin eine besondere Beziehung zwischen der 
verletzten Amtspflicht und dem geschädigten "Dritten” 
bestehen.

Alle Amtspflichten der öffentlichen Amtsträger 
dienen in erster Linie dem Interesse der Allgemein­
heit an einem geordneten Gemeinwesen. Soweit sich 
die Amtspflichten darin erschöpfen, diesem Allgemein­
interesse zu dienen, und noch keine besonderen Be­
ziehungen zwischen diesen Amtspflichten und bestimm­
ten Personen oder Personengruppen in dem zuvor auf­
gezeigten Sinne bestehen, kommen sonach bei Verlet­
zung dieser Amtspflichten Schadensersatzansprüche 
für außenstehende Dritte nicht in Betracht. Um der­
artige Amtspflichten handelt es sich insbesondere 
im allgemeinen bei den Pflichten, die für die dafür 
Verantwortlichen im Rahmen der Gesetzgebungsaufgaben 
bestehen. Gesetze und Verordnungen enthalten durch­
weg generelle und abstrakte Regeln, und dementspre­
chend nimmt der Gesetzgeber - bei Tätigwerden und 
Untätigbleiben - in der Regel ausschließlich Aufga­
ben gegenüber der Allgemeinheit wahr, denen die Rich­
tung auf bestimmte Personen oder Personenkreise man­
gelt (u.a. Urteile des Senats vom 7* Januar I960
- Ill ZR 49/59 = VersR I960, 520/1; vom 10. Januar 
1966 - III ZR 70/64 = NJW 1966, 726/7, in BGHZ 45,
46 ff insoweit nicht abgedruckt; vom 7. Dezember 1967
- III ZR 93/65 = WM 1968, 544/5)« Nur ausnahmsweise
- etwa bei sogenannten Maßnahme- oder Einzelfallge­
setzen - kann etwas anderes in Betracht kommen und
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können Belange bestimmter einzelner \mmittelbar be­
rührt werden, so daß sie als "Dritte” im Sinne des 
§ 839 BGB angesehen werden können (vgl. bereits Ur­
teil des Senats vom 30. November 1953 - III ZR 275/
52 - S. 16). Davon aber kann in dem vorliegenden Pall 
nicht gesprochen werden.

Das Wohnraumbewirtschaftungsgesetz ist nicht 
ein Maßnahme- oder Einzelfallgesetz. Von ihm wurde 
die Allgemeinheit in Gestalt insbesondere aller 
Wohnraumvermieter und -mieter betroffen, aber nicht 
Einzelpersonen oder ein individuell bestimmter Per­
sonenkreis. An dieser Beurteilung ändert sich auch 
nichts, wenn man hier entscheidend auf die durch § 3 
dd WBewG für den Landesgesetzgeber als "Verordnungs­
geber” begründeten Pflichten abstellt. Auch diese 
besondere gesetzgeberische Aufgabe blieb weiterhin 
ihrem Zweck nach auf die Wahrung des Allgemeininter­
esses, wurde aber noch nicht auf die Wahrnehmung
- auch - von Interessen bestimmter einzelner Betrof­
fener oder eines bestimmten Personenkreises gerich­
tet. Vielmehr wurde auch von der im Rahmen des § 3 
dd WBewG bestehenden Aufgabe des Verordnungsgebers 
noch immer eine so große und unbestimmte Zahl von 
Personen berührt, daß diese nur mit der Allgemein­
heit gleichgesetzt werden können. Infolgedessen kann 
nicht davon gesprochen werden, daß zwischen der Auf­
gabe des Verordnungsgebers, unter den im Gesetz auf­
gestellten Voraussetzungen für bestimmte Gebiete die 
Wohnungszwangswirtschaft aufzuheben, und den davon
- sei es nachteilig oder begünstigend - Betroffenen



eine so enge Beziehung hergestellt worden sei, daß 
diese Betroffenen als "Dritte" im Sinne des § 839 BGB 
erachtet werden könnten.

Sonach muß ein Anspruch der Kläger aus dem Ge­
sichtspunkt der Amtspflichtverletzung jedenfalls dar­
an scheitern,daß den für den Nichterlaß einer Rechts­
verordnung nach Maßgabe des § 3 dd WBewG damals ver­
antwortlichen Mitgliedern der Regierung des beklagten 
Landes die damit zusammenhängenden Pflichten nicht 
den Klägern als "Dritten" gegenüber oblagen. Es kann 
deshalb dahinstehen, ob es nicht auch - wie das Beru­
fungsgericht angenommen hat - an einem Verschulden 
der Landesregierung mangelt.

Meyer Dr. Kreft Dr. Arndt

Keßler Dr. Krohn
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